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Die älierreichiſche Reichsvertretung. A A geſtalteten ſich aber die Verhältniſſe, ale ee 
Von Dr. Karl Hugelmann. Wahlen des Jahres 1879 einen Umſchwung der parlamentariſchen 
XI. Situation mit ſich brachten. Der Eutſchluß der czechiſchen Partei in 
De Böhmen, aus der politiſchen Paſſivität herauszutreten, führte den Reichs- 
Die durch die Wahlreform von 1873 geſchaffene Ordnung der rath jenem Ziele zu, nach welchem man bisher mittelft des Nothwahl— 
Dinge blieb während der Seſſion von 1873—1879 in der Haupt- geſetzes und der Wahlreform von 1873 vergeblich geſtrebt hatte: das 
ſache unverändert auſrecht. Der Reichsrath, welcher auf Grund der Abgeordnetenhaus war endlich von allen Ländern und Stämmen Oeſter— 
erſten allgemeinen directen Wahlen zuſammengetreten war, empfand reichs beſchickt. Hiedurch, ſowie theilweiſe durch den Ausfall der Wahlen 
begreiſlicher Weiſe kein Bedürfniß, an der Baſis feiner Exiſtenz (zumal durch die Compromißwahlen im böhmiſchen Großgrundbeſitze) 
ſofort wieder zu rütteln, und er hielt dieſen Standpunkt auch war aber das Machtverhältniß der politiſchen Parteien verrückt. Jener 
dort feſt, wo die Regierung, durch die Eigenthümlichkeit der Reichs- Partei war nunmehr die Majorität entzogen, welche die Wahlreform 
rathswahlordunng beſtimmt, die Initiative zu beſchränkten Aenderungen von 1873 geſchaffen hatte, und jene Parteien traten in den Vorder- 
der Wahlbezirkseintheilung ergriff. i | grund, welche die Schöpfung von 1873 als gegen ſich gerichtet betrach— 
Da die ländlichen Wahlbezirke nach dem Geſetze aus Gerichts- teten; es war daher von vorneherein klar, daß jetzt die Bedingungen 
bezirken beſtehen und da das Geſetz ausdrücklich beſtimmt, daß die gegeben waren, um ſowohl zu einer neuerlichen Reform zu ſchreiten, 
Gerichtsbezirke nach ihrem bei der Vornahme der Wahl beſtehenden als auch, um dieſe in eine andere Richtung als jene des Jahres 1873 
Gebietsumfange aufzufaſſen ſind, ſo bedingt eine jede Aenderung eines zu leuken. 
Gerichtsbezirksſpreugels eine ausdrückliche Aenderung der Reichsrathswahl— Dieſer Sachlage entſprechend ſah die neue Seſſion auch bald aus 
ordnung, wenn die von den alten Sprengeln abgetrennten Theile nicht der Mitte des Abgeordnetenhauſes eine Reihe von Initiativauträgen 
des Wahlrechtes beraubt werden ſollen. Aus dieſem Grunde mußte die hervorgehen, welche alle, wenn auch von verſchiedenen Geſichtspunkten 
Regierung Fehon in der erſten Sitzungsperiode des neu conſtituirten ausgehend, eine mehr oder weniger weitgehende Reform der Baſis der 
Reichsrathes wiederholt zu partiellen Aenderungen der Wahlbezirksein- Reichsvertretung erſtrebten. 
theilung ſchreiten und die öſterreichiſche Geſetzgebung hat in Folge deffen Die Regierung hielt ſich von der Initiative in dieſer großen 
während der Seſſion 1873—1879 nicht weniger als ſieben Nachtrags- Frage ferne, fie beichränfte fich auch in dieſer Seſſion darauf, von Fall 
geſetze zu der Reichsrathswahlorduung zu verzeichnen, welche nur durch zu Fall Aenderungen in der Wahlbezirkseintheilung in Autrag zu 
die Errichtung neuer Bezirksgerichte oder auch nur durch die veränderte bringen, wenn die Veränderungen der politiſchen Landeseintheilung dies 
Abgrenzung alter Spreugel und die Verlegung des Sitzes der Behörden unabweislich machten, ſo viermal in den Landgemeinden Galiziens und 
hervorgerufen waren. zweimal bei den böhmiſchen Städten; wo ſie auch nur einen Schritt 
Allein, jo ſehr der Reichsrath fidh ſtets bereit zeigte, die Regierungs- weiter machte, wie mit Bezug auf die Vororte Wiens, folgte ſie der 
vorlagen zu acceptiren, welche dieſe aus der territorialen Gliederung fich von dem Parläͤmente gegebenen Anregung. 
ergebenden Conſequenzen zogen, ebenſo ablehnend verhielt er ſich gegen⸗ Die Aufgabe der Majorität des Parlaments war es daher, wenn 
über dem Anſinnen der Regierung, im Anſchluſſe an ſolche nothwendige überhaupt an den ſeit 1873 beſtehenden Grundlagen eine Aenderung 
Veränderungen auch nur geringe, weitergreifende Verſchiebungen der vorgenommen werden folte, die verfſchiedenartigen Initiativanträge zu 
berührten Wahlbezirke vorzunehmen. einem gemeinſamen Ziele zu vereinigen, welches einerſeits nicht in der 
rg * Linie der 1873 eingefchlagenen Bahnen lag, und andererſeits die 
) Vergl. Nr. 30 l. J. dieſer Zeitschrift. Wünſche der einzelnen Fractionen der Majorität befriedigte, ſoweit die 


jelben ſich nicht geradezu durchkreuzteu und ſoweit die Macht der Partei 


zu geſetzgeberiſchen Reformen überhaupt reichte. Mit anderen Worten, 
die Majorität konnte, ihrer geringen numerischen Stärke eingedenk, nur 
eine ſolche Reform in's Auge faſſen, welche ſich auf die Reichsraths⸗ 
wahlordnung beſchränkte und daher nicht wie eine Aenderung des Grund— 
geſetzes über die Reichsvertretung die Zweidrittelmajorität erforderte, und 
auch daun mußte, der Natur der Parlamentsmajorität entſprechend, das 
legislative Werk den Charakter eines Compromiſſes verſchiedener Factoren 
beſitzen. 

Unter dieſen Umſtänden und Einflüſſen iſt im dritten Jahre der 
Seſſivn das Geſetz vom 4. October 1882 zu Stande gekommen, welches 
ſich im Weſen als die Combination zweier eng begrenzter Anträge dar— 
ſtellt, die auf innerlich getreunte, gauz verſchiedene Punkte der Wahl— 
ordnung gerichtet waren, nämlich der Anträge Lienbacher und Zeit— 
hammer. 

Wohl war dem Wahlreformausſchuſſe noch ein dritter, von der 
äußerſten Linken geſtellter Antrag zur Berathung zugewieſen wordeu, 
welcher die Verallgemeinerung des Wahlrechts bis zur Grenze der 
directen Steuer überhaupt und die Abſchaffung der Wahlmännerwahlen 
auſtrebte; der Ausſchuß ging aber über dieſen, „eine Aenderung des 
Staatsgrundgeſetzes über die Reichsvertretung vorausſetzenden“ Antrag 
zur Tagesordnung über, wie ſchon früher im Plenum des Hauſes ſelbſt 
ein ähnlicher Autrag in der erſten Leſung beſeitigt worden war. Die 
Anträge, welche der Ausſchuß in Berathung zog, waren aus den 
politiſchen Kämpfen in der engeren Heimat der Antragſteller hervor— 
gegangen, ſie beſchräukten ſich demgemäß auf näher liegende Ziele, auf 
die Wahlordnung im Großgrundbeſitze und auf die Modalitäten der 
Wahl in den Stadt- und Landgemeinden, und daher erreichten fie nahezu 
vollen Erfolg. 

Dem Antrage Zeithammer lagen die Erfahrungen in der Curie 
des böhmiſchen Großgrundbeſitzes zu Grunde, welche durch ihre Wahlen 
fo oft gegen die ezechifche Oppoſition entſchieden hatte. Der Antrag 
faßte, ſich auf dieſen einen Punkt beſchräukend, mit glücklicher Hand 
jenen Punkt heraus, welcher als der wundeſte in der ganzen Wahl— 
ordnung bezeichnet werden mußte, nämlich die poteuzirte Cumulativwahl 
in einem Wahlkörper. Denn auch jene, welche es beſtritten, daß nach den 
öſterreichiſchen Wahlorduungen die Majoritäten von den Regierungen 
und nicht die Regierungen von den Majoritäten geſchaſfen würden, 


konnten der Thatſache nicht widerſprechen, daß bei dem Gleichgewichte 


der Parteien in dem böhmiſchen Großgrundbeſitze die Wahl von 23 Ab— 
geordneten faſt immer in den Händen der Regierung gelegen hatte. 
Wenn irgendwo, fo war eine Reform an dieſer Stelle geboten und 
für einen Unbefaugenen konnte auch der Zielpunkt der Reform nicht 
zweifelhaft ſein. Für eine nicht vom Parteigeiſte geleitete Reform konnte 
es ſich nur darum handeln, die Entſcheidung den Händen der Regierung 
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noch deshalb, weil jene einheitliche ſtändiſche Corporation, deren einheit— 
liche Fortſetzung die Großgrundbeſitzercurie ſein ſollte, vollſtändig auch im 
Vormärz nicht beſtanden hatte. Die Landtagswahlorduung Böhmens, 
welche doch zunächſt an die ſtändiſche Landtagsgliederung anknüpfen 
mußte, kannte und kennt eine Zweitheilung der Großgrundbeſitzercurie; 
das Argument widerlegt unſeres Erachtens jo ſchlagend die Nothwendig— 
keit der Einheitlichkeit dieſer Curie bei der Reichsrathswahl, daß es gar 
nicht nöthig iſt, auch noch bei der Theilung der Curie in anderen 
Ländern zu verweilen. 

Wenn aber hiſtoriſche Gründe die Aufrechthaltung der Cumu— 
lativwahl nicht forderten, dann war es auch unbeſtreitbar, daß mit 
jeder Theilung des Wahlcollegiums die zu eliminirende Macht des Zu— 
falls verringert und die Möglichkeit für die Oppoſition, mit eigener Kraft 
wenigſtens Theilerfolge zu erringen, vergrößert war. 

Soweit der Antrag Zeithammer lediglich das Princip der Theilung 
der Curie zur Geltung bringen wollte, foll ihm aljo die Anerkennung nicht 
vorenthalten ſein, allein ihn trifft der Vorwurf, daß er den Gedauken 
nicht in ſeine Conſequenzen verfolgt und Nebenrückſichten zugleich zur 
Geltung gebracht hat. 

Der Antrag Zeithammer hat zunächſt die Conſequenz der ein- 
namigen Wahl nicht gezogen, ſondern ſich damit begnügt, den Großgrund— 
beſitz in ſechs Wahlkörper zu zerlegen, von denen jeder 3--D Abgeord— 
nete wählen ſollte; er hat ſomit von vorneherein darauf verzichtet, den 
Schutz der Minoritäten ſoweit anzuſtreben, als es das aufgeſtellte Prin— 
cip der Zerlegung der Curie und das angerufene Beiſpiel anderer 
öſterreichiſcher Länder (namentlich Galizieus) verlangte. 

Der Autrag Zeithammer hat aber das Problem der Zerlegung 
der Curie auch nicht nach einem durchgreifenden Geſichtspunkte gelöſt, 
ſondern hiebei zwei verſchiedene Rückſichten verquickt. Zunächſt ſollte nach 
Analogie der Laudtagswahlordnung die Curie in den fideicommiſſariſchen 
und nichtfideicommiſſariſchen Großgrundbeſitz getreunt und dann im 
Widerſpruche mit der Landtagswahlordnung der allodiale Großgrund— 
beſitz in fünf Wahlbezirke zerlegt werden, es iſt ſomit der Geſichtspunkt 
der Intereſſenverſchiedenheit und jener der geographiſchen Sonderung 
innerhalb des Großgrundbeſitzes zugleich zur Geltung und keiner von 
beiden oder wenigſtens der letztere nicht erſchöpfend zur Anwendung 
gelangt. 

Und wenn man auch an dieſem Eklekticismus keinen Anſtoß nimmt, 
ſo kann man den Widerſpruch doch weder gegen die Durchführung des 
einen noch des anderen Grundſatzes überwinden. 

Was den allodialen Grundbeſitz anbelangt jo haben wir unfer 


| Urtheil ſchon im vorhinein gefällt. Wir fügen nur noch bei, daß die 


zu entziehen und in jene der Parteien ſelbſt zu legen; der Kampf der 


Parteien ſollte nicht ausgeſchloſſen ſein, aber er ſollte nicht durch die 


bei der Cumulativwahl verlockende Größe des Erſolges unnöthig ge— 
ſteigert, und vor Allem, er ſollte von einer jeden Partei in Wahrheit 
geführt werden mit der ihr eigenen Kraft. 
Auf dieſem Standpunkte finden wir 
hammer und ſeine Durchführung mit nichten. 
Schon die Diagnoſe des Uebels war keine vollſtandig richtige. 
Das Uugeſunde des Verhältniſſes lag nicht in erſter Linie darin, 
daß, wie der Ausſchußbericht des Abgeordnetenhauſes beſagte, in dieſer 
Curie die Majoriſirung einer oder der anderen von zwei großen Parteien 
eine nothwendige war, denn nach der Erfahrung von zwei Decennien 
war Mefe Majoriſirung eine wechſelnde geivejen. Das Uebel war viel- 
mehr vor Allem darin zu ſuchen, daß es bei dem Gleichgewichte der 


aber den Antrag Beit- 


Parteien in die Hand der Regierung gelegt war, die eine oder die 


andere vollſtändig von der pofitifchen Bühne zu verdrängen. 

Dem entſprechend trafen auch die Details der Ausführung die 
Wurzel des Uebels nicht. 

Der Autrag ſuchte das Remedium in der Theilung des böhmiſchen 
Großgrundbeſitzes. N 

Die Berechtigung dieſes Gedankens kann ſicherlich nicht beſtritten 
werden. Der Verſuch der Oppoſition, das Wahlrecht des Großgrund⸗ 
beſitzes als ein Recht der geſchloſſenen, ehemals ſtändiſchen Corporation 
hinzuſtellen, war unſeres Erachtens ein weuig glücklicher, und zwar ĵo- 
wohl deshalb, weil die Behauptung der Exiſtenz einer Großgrund⸗ 
beſitzercorporation für die Gegenwart überhaupt unhaltbar ift, als mehr 


von dem Berichte ſelbſt erwähnte Rückſicht auf die politiſche Eintheilung 
Böhmens in 13 Ueberwachungsgebiete dazu hätte führen follen, ſich 
dieſer Eintheilung auch in der Zahl der Wahlbezirke anzuſchließen, oder 
daß auf die analoge alte Kreiseintheilung zurückzugreifen war, ſtatt die 
Wahlbezirke, mehr oder minder willkürlich, neu zu couſtruiren. In 
dieſem Punkte wird es nicht leicht ſein, zu einem anderen Urtheile zu kommen. 

Schwieriger geſtaltet ſich die Frage bei dem zweiten Punkte. 

Die Ausſcheidung und Sonderſtellung des fideicomnuſſariſchen 
Beſitzes, welche die allerſchärfſten Angriffe erfahren, hat auf den erſten 


Aublick den Schein voller Berechtigung. Wenn innerhalb der Curie eine 


Sonderung ſtattfinden ſollte, dann ſcheint nichts näher zu liegen, als 
jenen Jutereſſeukreis herauszugreifen, welcher fon in juriſtiſcher Con- 
ſtruction abgeſondert vorliegt und in der Landtagswahlorduung als 
ſelbſtſtändiger Wahlkörper fungirt. Und doch muß bei näherer Unter- 
ſuchung das Urtheil dahin lauten, daß die Ausſcheidung der Fideicommiß⸗ 
gruppe für die Reichsrathswahl im Jahre 1882 der Continuität der 
geſchichtlichen Entwicklung widerſprach und in die Reform einen dem 
Ausgangspunkte derſelben fremden Gedanken hineiutrug. 

Der entſcheidende Punkt für die hiſtoriſche Beurtheilung iſt der, 
daß, ſo lange der Reichsrath beſtand, zur Zeit der Wahl aus den 
Landtagen, wie auf Grund des Nothwahlgeſetzes und der Wahlordnung 
von 1873, die Fideicommißgruppe bei der Reichsrathswahl nicht abge⸗ 
ſondert vertreten war. In dem Anhange zu derſelben Landesordnung, 
welche in ihrer Landtagswahlordnung den Großgrundbeſitz in zwei 
Wahlkörper zerlegte, war der Großgrundbeſitz für die Reihs- 
rathswahl in eine einheitliche Curie zuſammengefaßt und die Reichs⸗ 
rathswahlgeſetze von 1868 und 1873 fußten ſomit nur auf dem von 
der Landesordnung gegebenen Zuſtande. Die Wahlreform von 1873 hatte 
das Wahlrecht der Fideicommißbeſitzer gegenüber jenen des Allods in 


feiner Weile geſchwächt, im Gegentheile, dadurch, daß die Wahl nun 
durch die Curie ſelbſt und nicht durch den Landtag erfolgte, war nur 
der Einfluß der Städte und Landgemeinden auf die Vertretung des Groß— 
grundbeſitzes befeitigt und den Fideicommißbeſitzern die Behanptung 
innerhalb der Curie erleichtert. Die Ausſcheidung des mit dem Fidei— 
commißbande behafteten großen Grundbeſitzes Böhmens für den Met der 
Reichsrathswahl war daher weder formell, noch materiell die „Reſtitni— 
rung“ eines Wahlkörpers, wie der Ausſchußbericht des Abgeordneten— 
hauſes annahm, ſondern ein vollſtändiges Novum. 

Daß dieſes Novnm keine Fortentwicklung jenes Gedankens war, 
welcher in der Wahlreform von 1873 Verwirklichung geſucht hatte, ift 
ſelbſtverſtändlich; es ſtand aber auch wicht im Einklange mit jenem 
Poſtulate, als deſſen Realiſirung es ſich darſtellte, es war nicht das 
verheißene Mittel, um eine der beiden in Böhmen ſtreitenden Parteien 
vor der wechſelnden vollſtändigen Majoriſirung zu bewahren und einer 
jeden derſelben die Möglichkeit dauernder Vertretung zu ſichern. Schon 
die Erfahrung im böhmiſchen Landtage ſprach dagegen, denn der Wahl— 
körper des Fideicommiſſes bot dort ebenfalls das Schauſpiel wechſelnder 
allgemeiner Niederlagen der Parteien, wie jener des Allods. Mehr als 
das wog aber noch die Erwägung, daß, wenn die Reform ihrem Aus— 
gangspunkte getreu bleiben ſollte, ſie an dem Kräfteverhältniſſe der ein— 
zelnen Stimmen des Großgrundbeſitzes nicht ruͤhren durfte, denn damit 
kounte auch eine dauernde Verrückung der Macht der Parteien gegeben 
ſein und das durfte die Reform nicht wollen. Die Reichsrathswahl— 
ordnung fußte feit 1861 auf dem Gedanken der Gleichwerthigkeit der 
einzelnen Stimmen des böhmiſchen Großgrundbeſitzes, ſie abſtrahirte, 
offenbar mit Abſicht, von der Eigenſchaft des Fideicommiſſes und Allods, 
ſowie aller anderen qualitativen Verſchiedenheiten. Wenn die Reſorm 
ſich ſtreng auf ihr Ziel beſchränken wollte, die Macht des Zufalls zu 
neutraliſiren, welcher mittelſt einer Stimme, ja mittelſt des Loſes über 
das Geſchick der ganzen Curie entſcheiden konnte, und doch Wind und 
Sonne unter den Parteien wie bisher gleich vertheilt zu erhalten, 
dann durfte ſie in der Bewerthung der einzelnen Stimmen der Wähler— 
claſſe eine Steigerung nicht ſchaffeu, ſondern konnte die Zerlegung der 
Curie nur nach geographiſchen Rückſichten vornehmen. 

Die Berechtigung des Antrages Zeithammer mag, ſo faſſen wir 
unſer Urtheil zuſammen, mit anderen Gründen ſehr wohl nachweisbar 
ſein, auf Grund der vorgebrachten Motive litt der Antrag aber au dem 
ſchwerſten Gebrechen, nämlich jenem des inneren Widerſpruches. Das 
Ziel war offenbar ein anderes, als das ausgefprochene. Es handelte ſich 
darum, jener Partei, welcher nach der Auffaſſung der Antragſteller auf 
Grund der realen Verhältuiſſe die Majorität im böhmiſchen Großgrund— 
beſitze zukam, dieſe bei den Reichsrathswahlen dauernd zu ſichern, und 
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äußere Verhältniſſe zeitweilig zur Majorität gelangt war, dauernd in 
die Minprität zu verſetzen. 

Der Widerſtaud der Gegenpartei war daher ſehr wohl erklärlich 
und, fo wenig glücklich uns der Kampf der Oppoſition für die Einheit 
der Curie ſcheint, ebenſo begründet war der Augriff auf die Ausſchei— 
dung der fideicommiſſariſchen Gruppe. Dieſe Gegnerſchaft fand ihren 
ſchärfſten Ausdruck darin, daß die Gegenpartei im Abgeordnetenhauſe 
die Ausſcheidung des Fideicommiſſes als die Schaffung einer nenen 
Wählerclaſſe erklärte, welche die Abänderung des Staatsgrundgeſetzes 
über die Reichsvertretung in ſich ſchließe und daher nur mit einer Zwei— 
drittelmehrheit durchführbar fei.*) Der Kampf iſt indeſſen ein vergeblicher 


Die Anſicht, daß durch die Zerlegung der böhmiſchen Großgrundbeſitzer⸗ 
curie in den ſideicommiſſariſchen und allodialen Grundbeſitz eine neue Wähler⸗ 
claſſe geſchaffen werde, hat ihre am tieſſten in die Sache eindringende Vertretung 
durch den Abgeordneten Dr. Tomaszezuk gefunden. So ſehr wir aber auch 
anerkeunen, daß die Beweisführung mit Scharffinn und Sorgfalt gepflogen wurde, 
ſo müſſen wir doch der Schlußfolgerung widerſprechen. 

Es iſt richtig, daß eine nene Wählerclaſſe nicht nur dann geſchaffen 
würde, wenn bisher unvertretene Elemente zu einer Sondervertretung gelangen 
follten, z. B. Univerſitäten, Landesculturräthe, Advocateukammern u. f. w. Auch 
eine Vereinigung beſtehender Wählerclaffen müßte, wie T. mit Recht behauptete, 
in allen Fällen als eine Aenderung des Staatsgrundgeſetzes betrachtet werden. 
Hier wäre der Grundtendenz der Verfaſſung zuwider ein bisher von der Ver⸗ 
tretung ausgeſchloſſener Intereſſenkreis zu derſelben zugelaſſen oder die beabſich⸗ 
tigte Sonderung der Intereſſenkreiſe aufgehoben worden. 

Schwieriger iſt aber die Frage, wenn innerhalb einer beſtehenden Wähler⸗ 
elaſſe eine weitere Differenzirung Platz greifen jo; hier läßt fih unſeres Erach⸗ 
tens deshalb, weil die in der Wählerclaſſe enthaltenen Elemente nach qualitativen 
Unterſchieden zerlegt werden, nicht unbedingt die Schaffung einer neuen Wähler⸗ 
claſſe behaupten. Mag auch der Qualificationsgrund der Wahlberechtigung bei 
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geweſen. Die bezeichneten formellen Bedenken wurden ſelbſt von der 
Minorität des Herrenhauſes nicht geltend gemacht und jo gelangte das 
Geſetz, obwohl nur mit einfacher Majorität angenommen, zur kaiſer⸗ 
lichen Sanction. Von den 23 Abgeordneten des böhmischen Großgrund⸗ 
beſitzes werden nunmehr auf Grund des Geſetzes vom 4. October 1882 
5 von der Fideicommißgruppe, 18 von den Gruppen des Allods gewählt, 
und zwar die erſteren in Prag, von deu letzteren 3 in Prag, 4 in 
Budweis, 4 in Eger, 3 in Reichenberg, 4 in Chrudim. 
(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Eltern find die Verpflegskoſten für ihre in eine Zwangs⸗ 

arbeitsanſtalt untergebrachten Kinder nur dann zu leiſten ſchuldig, 

wenn ſie die Abgabe in die Anſtalt ſelbſt veranlaßt haben. Inter⸗ 

pretation der angeblichen „Anerkennung“ der bezüglichen Zah: 
lungspflicht. 

Die k. k. mähr.⸗ſchleſ. Finanzprocuratur noe. der mähr.⸗ſchleſ. 
Zwangsarbeitsauſtalt belangte mit der Klage de praes. 16. März 
1885, 8. 4580, den Adam J. auf Zahlung der feinem Sohne Georg J. 
zur Laſt fallenden Verpflegskoſten per 219 fl. und 306 fl. 60 kr. und 
führte zur Begründung ihres Klagebegehreus aun: Georg J. ſei am 
4, Februar 1880 in die mähr.-ſchleſ. Zwangsarbeitsanſtalt eingeliefert 
und in derſelben durch 876 Tage, und zwar in der Zeit vom 4. Februar 
1880 bis 20. Auguſt 1881 und vom 7. Auguſt 1882 bis 14. Juni 
1883 angehalten und verpflegt worden. Für die Verpflegung desſelben 
während dieſer Zeit, das iſt durch 876 Tage, ſei laut des von der 
mähriſchen Landesbuchhaltung verfaßten Ausweiſes vom 3. Auguſt 1883, 
3. 8210 (Beil. A), eine Verpflegskoſteuerſatzforderung — den Verpflegstag 
mit 60 kr. berechnet — per 525 fl. 60 kr. zu Gunſten des mähr.⸗ſchleſ. 
Zwangsarbeitshausfondes aufgelaufen, welche zufolge der Beſcheide vom 


16. Mai 1880, B. 8117 (Beil. B), vom 5. Auguſt 1880, 3. 13.170 
(Beil. C), und vom 15. December 1883, 3. 21.456 (Beil. D), ob 
der dem zahlungspflichtigen Vater desſelben Adam J. gehörigen Realität 


Nr. 13 in P. zu Gunſten des mähriſchen Laudesfondes pfandrechtlich 
ſichergeſtellt wurde. Zur Zahlung dieſer Verpflegskoſtenerſatzforderung 
per 525 fl. 60 kr. jci gemäß S$ 139 und 141 a. b. G. B., da 
Georg J. kein Vermögen beſitzt, der Vater des verpflegten Corrigenden 
Adam J. verpflichtet und habe derſelbe dieſe ſeine Verpflichtung auch 
dadurch anerkannt, daß er fich gegen die Pfandrechtspräuotation dieſer 
Verpflegskoſten ob feiner Realität Nr. 13 in P. nicht beſchwerte, und 
ferner dadurch, daß er bei dem mähriſchen Landesausſchuſſe mittelſt 
Eingabe vom 2. Mai 1884 um Herabſetzung der für ſeinen Sohn 


Quote von 20 kr. per Tag anſuchte, welchem Anſuchen jedoch zufolge 
des Erlaſſes des mähriſchen Landesausſchuſſes vom 13. September 1884, 
3. 15.452, keine Folge gegeben und Adam J. zur Einzahlung der 
mehrerwähnten Verpflegskoſten bei der mähriſchen Laudescaſſa in Brünn, 
neuerlich aufgefordert wurde. Nachdem derſelbe dieſer Aufforderung bis— 
her nicht nachgekommen fei, ſehe ſich die Finanzprocuratur über Auffor— 
jeder dieſer nen geſchaffenen Gruppen ein verſchiedener ſein, dieſe Gruppen bilden 
zuſammen jo lange eine Wählerclaſſe, als der der Wählerelaſſe urſprüng⸗ 
lich gemeinſame Grund der Wahlberechtigung in den neuen Qua- 
lificatiousgründen noch übereinſtimmend enthalten ift. Es darf die 
Baſis, auf welcher die Wählerclaſſe ruht, nicht für einen Theil derſelben beſeitigt, 
wohl kann dieſelbe aber für einen Theil potenzirt werden; es wiederholt ſich dann 
innerhalb der Wählerclaſſe im verjüngten Maßſtabe jene graduelle Steigerung 
des Wahlrechtes, welche T. als für das Verhältuiß der Wählerclaſſen zu einander 
charakteriſtiſch betrachtet. 

Das Inſtitut des Wahlkörpers ift im öſterreichiſchen öffentlichen Rechte 
ganz beſonders dazu berufen, die graduelle Steigerung des Wahlrechtes innerhalb 
einer beſtimmten Wählerclaſſe zur Geltung zu bringen; die Gliederung des 
Gemeindewahlrechtes iſt hiefür ein ſchlagendes Beiſpiel. Und daß der Gedanke 
auch der Reichsrathswahlordnung von 1873 im Zuſammenhauge mit dem Staats⸗ 
grundgeſetze nicht fremd war, beweiſt die Exiſtenz von Wahlkörpern in der Stadt 
Trieſt und in dem Großgrundbeſitze der Bukowina. (Von der eigenthümlichen 
Theilung des Tiroler Großgrundbeſitzes ſehen wir dabei ganz ab.) 

Desgleichen erſcheint es uns als eine willkürliche Behauptung, daß die 
graduelle Abſtufung der Wahlkörper nothwendig innerhalb desſelben Wahlbezirkes 
erfolgen müſſe, daß die Eintheilung der Wählerclaſſe eines Landes in Wahlbezirke 
eine ſolche in Wahlkörper ausſchließe. Das Fehlen einer Analogie in der Reichs⸗ 
rathswahlordnung ware kein Hinderniß geweſen, eine neue Verbindung von Wahl⸗ 
körper und Wahlbezirk zu ſchaffen; es beſtand aber überdies in Trieſt ſchon das 
Präcedens, daß die aufſteigenden Wahlkörper nicht den gleichen Wahlbezirk um⸗ 
faßten, ja fogar fih nicht durchaus in coucentriſchen Kreiſen auſbauten. 


derung des mähriſchen Landesausſchuſſes vom 9. Februar 1885, 
8. 2957, genöthigt, diele Verpflegskoſtenerſatztorderung per 525 fl. 60 kr. 
im Klagswege einbringlich zu machen. 

Das k. k. ſtädt.⸗deleg. Bezirksgericht Teſchen hat mit Urtheil vom 
21. Auguſt 1885, Z. 13.331, die Klage aus nachſtehenden Gründen 
abgewieſen: 

Die Klägerin ſtützt ihr Klagebegehren theils auf die geſetzlichen 
Beſtimmungen, woraus die Zahlungspflicht des Geklagteu hervorgehen 
ioll, theils auf ein angebliches Anerkenntuiß des Geklagten. Unter den 
erſtereu wurden insbeſondere die Beſtimmungen der §§ 139 und 141 
a. b. G. B. hervorgehoben, in welchen allerdings die Verpflichtung der 
Eltern zur Erziehung ihrer Kinder und der Leiſtung des Unterhaltes, 
ſo lange ſie ſich ſelbſt zu ernähren nicht im Staude ſind, ausgeſprochen 
erſcheint; jedoch kaun von einer Auwendung dieſer Beſtimmungen auf 
den vorliegenden Fall deshalb keine Rede ſein, da die Koſten der 
Auhaltung in einem Zwangsarbeitshanſe, welche aus öffentlichem Inter— 
effc in Folge eines Strafurtheils erfolgte, doch nicht in die Erziehungs⸗ 
koften gerechnet werden können, und zur Zahlung von bloßen Unterhalts- 
koſten wären die Elteru nur daun verpflichtet, wenn ſich die Kinder 
nicht ſelbſt ernähren können, was weder behauptet, noch bewieſen wurde. 
Was die Beſtimmung des in der Replik angerufenen Hofkauzleidecretes 
vom 25. Auguſt 1838, 3. 20.875, über die Errichtung eines Provin— 
zialarbeitshauſes für Mähren und Schleſien betrifft, To erſcheint dieſes 
durch das ſpätere Geſetz vom 10. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 108, 
derogirt, indem dieſes Geſetz gegenwärtig allein im Zuſammenhauge mit 
dem ſpäteren Geſetze vom 24. Mai 1885, Nr. 90, und Verordnung 
vom 26. Juti 1885, R. G. Bl. Nr. 106, die Anhaltung einer Perſon 
in einer Zwaugsarbeitsauſtalt regelt, woraus hervorgeht, daß auch 
die frühere Beſtimmung, wonach die Eltern für die Koften der Anhaltung 
in einer ſolchen Auſtalt haftungspflichtig erklärt wurden, derzeit, wo eine 
ſolche Auhaltung nur in Folge eines vorhergegangenen Strafgerichts⸗ 
erkeuntuiſſes erfolgen kaun, keine Anwendung finden könnte; und wenn 
auch die in der Regierungsvorlage zu dieſem Geſetze enthaltene Beſtim— 
mung, daß uur zahlungsfähige Corrigenden diefe Koſten zu erſetzen haben, 
ſonſt aber die Landesfonde, nicht zum Geſetze erhoben wurde und dies— 
bezüglich in dieſem Geſetze feine Beſtimmung über deu Koſtenerſatz ent- 
halten iſt, ſo köunen dieſe Koſten außer dem Falle, wo über ſpeciellen 
Autrag der geſetzlichen Vertreter Perſonen in eine Beſſerungsanſtalt für 
jugendliche Corrigenden nach § 19 dieſes Geſetzes abgegeben werden, 
höchſteus nach $ 380 St. P. O. eingehobeu werden, wonach blos die 
zahlungspflichtigen Corrigenden, niemals aber deren Eltern zu dieſem 
Erſatze herangezogen werden könnten. Was weiter das augebliche 
Auerkenutuiß betrifft, jo hat der Geklagte gegen die erfolgte Praͤnotirung 
einen Recurs de praes. 3. Mai 1884, B. 7201, wenn auch verſpätet, 
eingebracht, daher wohl hieraus kein Anerkeuntuiß ſeiner Zahlungsver 
pflichtung geſchloſſen werden kanu; und ebeuſo wenig liegt ein ſolches 
in der Eingabe au den Landesausſchuß um Minderung dieſer Koſten, da 
er ſich freiwillig im Vergleichswege zur Bezahlung eines kleinen Betrages 
herbeigelaſſen hätte, darin jedoch noch immer keine ausdrückliche Auer 
kennung des ihm vorgeſchriebenen Erſatzbetrages erblickt werden könnte. 
Nachdem fich der Klagsauſpruch demnach ganz unbegründet darſtellt, 
wurde Klägerin mit ihrem Begehren abgewieſen. 

Ueber Appellation der Klägerin hat das k. k. Oberlandesgericht in 
Brünn mit Urtheil vom 25. November 1885, 3. 10.337, das erſte 
Urtheil beſtätigt. — Gründe: 

Daß Adam J. feine Verpflichtung zur Bezahlung der eingefor— 
derten Beträge nicht auerkaunt hat, wurde bereits in dem erſtrichterlichen 
Urtheile richtig auseinandergeſetzt. Zur Begründung der Erſatz⸗ 
verbindlichteit des Adam J. können die Anordnungen der §§ 139 
und 141 a. b. G. B. in der Erwägung mit Erfolg nicht angerufen 
werden, weil nach dem letzteren der Vater nur ſo lauge für den Unter— 
halt ſeines Kindes zu ſorgen verpflichtet iſt, bis ſich dieſes ſelbſt ernähren 
kaun, und die Klägerin der Behauptung des Belangten nicht wider— 
ſprochen hat, daß Georg J. ohne fein, des Geklagten, Zuthun erft 
daun in die erwähnte Anſtalt gegeben wurde und erft dann die in Rede 
stehenden Verpflegskoſten aufgelaufen find, als dieſem von dem Gemeinde- 
vorſtande ein Dienſtbuch ausgefertigt und ausgefolgt worden war, mit, 
dem er das väterliche Haus in der offenbaren Abſicht verlaſſen hatte, 


ſich ſelbſt feinen Unterhalt zu verdienen. In dem Hoffanzleidecvete vom 


25. Auguft 1838, 3. 20.875, heißt es, „daß die Verpflegskoſten in 
der Zwangsarbeitsanſtalt aus dem mähriſchen Domeſticalfonde zu beſtreiten 
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ſind, was nicht ausſchließt, daß der bemittelte Corrigend oder deſſen 
Eltern der Anſtalt den Aufwand zu erfegen haben, welchen er dieſer 
rechnungsmäßig verurſacht hat.“ Daß die Eltern eines vermögeusloſen 
Corrigenden unbedingt zum Erſatze dieſer Verpflegskoſten verpflichtet 
find, namentlich auch in dem Falle, wenn dieſer ohne Anſuchen und ohne 
Verwendung der Eltern in das Zwangsarbeitshaus übergeben wurde, 
wurde hiedurch nicht vorgeſchrieben, und kaun dieſe Beſtimmung des 
Hofkanzleidecretes gewiß nur dahin gegeben fein und aufgefaßt werden, 
daß die Koſten von den Eltern daun hereinzubringen find, wenn diefe 
nach dem allgemeinen Privatrechte die Pflicht zu der Erſatzleiſtung trifft, 
beſonders wenn berückſichtigt wird, daß gemäß § 18 der zu dieſem 
Decrete erlaſſenen Directivregeln, welche die Ausführungsbeftimmungen 
zu der Allerhöchſt genehmigten Errichtung der Zwangsarbeitsanſtalt ent- 
halten, der Ertrag aus dem Arbeitspenſum der Corrigenden dem Haufe 
gehört, das dafür die nöthige Verpflegung zu verabreichen hat, und daß 
die Auhaltung in dieſer Anſtalt nur aus öffentlichen Sicherheitsintereſſen 
zum Zwecke der Beſſerung zu geſchehen hat. Daß dem Adam J. die 
Erſatzleiſtung aus einem anderen als dem oben nach § 141 a. b. G. B. 
beſprochenen privatrechtlichen Titel obliegen würde, hat die Klägerin 
weder behauptet noch dargethan, und ift das obige Hofkanzleidecret 
ſammt ſeinen Directivregeln, bis etwa auf die die innere Einrichtung der 
Auſtalt betreffenden adminiſtrativen Beſtimmungen, durch das Geſetz vom 
10. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 108, als aufgehoben zu betrachten. 
Die Berufung der Beſchwerde auf das Geſetz vom 24. Mai 1885, 
R. G. Bl. Nr. 89, erſcheint hier ſchon deshalb unzuläſſig, weil Geſetze 
nicht zurückwirken. 

Die außerordentliche Reviſionsbeſchwerde der Klagsſeite hat der 
k. k. oberste Gerichtshof mit Urtheil vom 29. April 1886, 3. 4106, 


zurückzuweiſen befunden; dies in der „Erwägung, daß die zur Abänderung 


gleichförmiger Erledigungen der Untergerichte nach dem Hofdecrete vom 
15. Februar 1833, J. G. S. Nr. 2593, nothwendigen Voraus 
ſetzungen nicht zutreffen, indem eine Nullität des Verfahreus nicht behauptet 
wird und auch bei Ueberprüfung der Acten von Amtswegen nicht wahr 
zunehmen ift, und von einer offenbaren Ungerechtigkeit um fo weniger die 
Rede ſein kann, als die Klagsſeite es unterlaſſen hat, im Zuge der 
Streitverhaudlung das Erkenntniß beizubringen, im Grunde deſſen die 
Anhaltung des Georg J. in der Zwangsarbeitsanſtalt verfügt wurde, 
und alle jene Umſtände klarzuſtellen, welche in Bezug auf die Pflicht 
feines Vaters zu feiner Erhaltung und der daraus abgeleiteten Verpflichtung 
des Belangten zum Erſatze des von der Zwangsanſtalt für ihn gemachten 
Aufwandes maßgebend find“. Sur Sal 


Geletze und Verordnungen. 


1885. UI. Semeſter. 


Verordnungsblatt für die k. k. Landwehr. 


Nr. 18. Ausgeg. am 3. Juli. — Circularverordnung vom 16. Junt 
1885, Nr. 8684 1604 V. Ausgabe des Nachtrages zum Heeresdienſtbuche 
M—7 „Gebührenausmaße an Materiale ꝛc.“ Cireularverordnung vom 
20. Juni 1885, Nr. 9469 1781 V. Hinausgabe der Neuauflage des Heeres- 
dienſtbuches G— 53, „Juſtruction für die Verwaltung und Verrechnung des 
Feldartillerie-Ausrüſtungsmateriales. Circularverordnuung vom 26. Juni 
1885, Nr. 9905 1865 V. Verlegung des küſtenländiſchen Landwehr-Schützen⸗ 
bataillons Nr. 73 von Mitterburg (Piſino) nach Pola. 

Nr. 19. Ausgeg. am 20. Juli. — Cireularverordnung vom 5. Juli 
1885, Nr. 9863 1870 IV. Berichtigung der Vorſchrift über die Mannſchaftsehen 
der Landwehr und Landesſchützen. — Circularverordnung vom 9. Juli 1885, 
Nr. 10.309 1925 V. Verlegung des böhmiſchen Landwehr⸗Infanteriebataillous 
Kuttenberg Nr. 48 von Kuttenberg nach Jungbunzlau. 

Nr. 20. Ausgeg. am 24. Juli. Circularverordnung vom 4. Juli 
1885, Nr. 10.308 1924 V. Hinausgabe und Anwendung des Heeresdienſtbuches 
013, „Rubrikenordnung und Nomenclatur des k. k. Trainmateriales“ auf 
die k. k. Landwehr. Circularverordnung vom 8. Juli 1885, Nr. 10.320 1935 V. 
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Hinausgabe des Heeresdieuſtbuches C- 14 „Preistarif des k. k. Train- 
materiales”, 
Nr. 21. Ausgeg. am 11. Auguft. — Circularverorduung von 30. Juli 


1885, Nr. 11.819 2180 V. 1. Nachtrag zu dem Gebührentarife für Militär⸗ 


Transporte auf den öſterreichiſch⸗ungariſchen Eiſenbahnen. — Circularverordnung 
vom 30. Juli 1885, Nr. 11.820/2181 V. Normen über die Behandlung der 
mit Lloyddampfern aus und nach Dalmatien zu befördernden Bagagen einzeln 
reiſender Landwehrperſonen. 

Nr. 22. Ausgeg. am 21. Auguſt. — Circularverordnung vom 12. Auguſt 
1885, Praes. Nr. 1206. Ausgabe einer neuen „Vorſchrift über die Beurlaubung 
der im Gagebezuge ſtehenden Perſonen der k. k. Landwehr“. 

Nr. 23. Ausgeg. am 26. Auguft. — Circularverordnung vom 5. Auguſt 
1885, Praes. Nr. 1136. Aufſtellung der Cadres der Landwehr⸗Uhlanenregimen⸗ 
ter Nr. 1 und 2 und des Landwehr-Dragonerregiments Nr. 3. — Ergänzungs⸗ 
Rayonseintheilung der Landwehr⸗Cavallerie. — Circularverordnung vom 17. Auguft 
1885, Nr. 12.749/2342 V. Verlautbarung des Normale über die den activen 
k. k. Staats⸗ (und Hof.) Bedienſteten auf den Linien der öſterreichiſchen Staats⸗ 
bahnen zugeſicherte Fahr- und Frachtbegünſtigung. — Circularverorduung vom 
21. Auguft 1885, Nr. 12.300 2449 IV. Qualificationseingaben über auf Civil- 
bedienſtungen aſpirirende ehemalige Unterofficiere der Gendarmerie und Militär- 
Polizeiwache. Berichtigung der organiſchen Beſtimmungen für die k. k. Landwehr- 
Evidenthaltungen. 

Nr. 24. Ausgeg. am 22. September. Circularverordnung vom 
16. September 1885, Nr. 14.367/2863 IV. Ausgabe des 2. Nachtrages zum 
Dienſtbuche N— 7, „Militär⸗Medicamentenkatalog ſammt Taxe vom Jahre 1882“. 
— Kundmachung des Miniſteriums für Landesvertheidigung und des Finanz- 
miniſteriums vom 21. Auguſt 1885, womit die nachträgliche Einreihung der 
Gemeinden Fiſchau, Schwarzau am Steinfelde, Thereſienfeld, Lanzenkirchen 
(Klein⸗Wolkersdorf), Katzelsdorf, Peiſching, Dunkelſtein und Weikersdorf am 
Steinſelde in Niederöſterreich in Claſſen des Militär-Zinstarifes (R. G. Bl. 
Nr. 140 ex 1881) verlautbart wird. 

Nr. 25. Ausgeg. am 25. September. — 

Nr. 26. Ausgeg. am 2. October. — 

Nr. 27. Ausgeg. am 15. October. — Circularverordnung vom 7. October 
18-5, Nr. 15.527 3095 IV. Hinausgabe des Verzeichniſſes der in Kraft ſtehen⸗ 
den und der in Bearbeitung befindlichen Dienſtbücher und Vorſchriften (A 5h). 

Nr. 28. Ausgeg. am 28. October. — Cireularverordnung vom 16. Octo- 
ber 1885, Nr. 15.881 2878 V. Verlegung des böhmiſchen Landwehr-Infanterie⸗ 
bataillons Böhmiſch⸗Leipa Nr. 38 von Böhmiſch-Leipa nach Turnau. 

Nr. 29. Ausgeg. am 28. October. —- 


Nr. 30. Ausgeg. am 31. October. — Circularverordnung vom 23. Octo⸗ 
ber 1885, Praes. Nr. 1431. Ausgabe der „Vorſchrift über das Verfahren bei 
Aufrechnungsbedeckungen, Paſſirungen und Erſatzverhandlungen in der k. k. 
Landwehr“. 

Nr. 31. Ausgeg. am 9. November. — Circularverordnung vom 31. Octo- 
ber 1885, Praes. Nr. 1608. Ausgabe einer neuen Vorſchrift für das ehrenräth- 
liche Verfahren in der k. k. Landwehr und Gendarmerie. 


Nr. 32. Ausgeg. am 21. November. — Circularverordnung vom 11. Deto- 
ber 1885, Nr. 15.605,3479 II b. Errichtung eines Bezirksgerichtes in Žabno 
und Aenderungen des Gebietsumfanges der Bezirksgerichte Dabrowa, Radköw 
und Tarnöw, dann des Landesgerichtes Krakau, endlich der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaften Brzesko, Tarnów und Dabrowa in Galizien. 

Nr. 33. Ansgeg. am 4. December. Circularverordnung vom 
12. November 1885, Nr. 17.203 3784 II a. Recrutencontingentsgeſetz pro 1886. 
— Circularverordnung vom 19. November 1885, Nr. 18.170 3642 IV. Aus⸗ 
ſcheidung des politiſchen Bezirkes Karlsbad aus dem Ergänzungsbezirke Nr. 92 
und Zuweiſung desſelben dem Ergänzungsbezirke Nr. 73. — Cireularverordnung 
vom 21. November 1885, Nr. 18.294 1401 VI. Verlautbarung des Geſetzes 
betreffend die Verlängerung der zeitweiligen Einſtellung der Wirkſamkeit der 
Geſchwornengerichte für die Gerichtshoſſprengel Wien, Korneuburg und Wiener⸗ 
Neuſtadt. Circularverordnung vom 28. November 1885, Nr. 18.125 3654 IV. 
Hinausgabe der Inſtruction zur Ausführung der Wehrgeſetze vom Jahre 1885. 

Nr. 34. Ausgeg. am 22. December. — Circularverordnung vom 
18. December 1885, Praes. Nr. 1940. Syſtemiſirung eines Subſiſtenzbeitrages 
für Officiere, Erhöhung der Dienſtzulage für Cadet-Officiersſtellvertreter, Creirung 
einer ſolchen für die übrigen Cadeten, endlich Syſtemiſirung eines Pferde- 
anſchaffungs⸗ und Ausrüſtungsbeitrages für neu ernannte Majore. 

Nr. 35. Ausgeg. am 30. December. Circularverordnung vom 
24. December 1885, ad Nr. 19.733/4306 II a. Militär⸗Zinstarif und Ein⸗ 
reihung der Gemeinden. Circularverordnung vom 24. December 1885, 
Nr. 20. 138/4386 II a. Proviſoriſche Einreihung der Gemeinden, wo dermalen 
ausſchließlich k. k. Landwehr, beziehungsweiſe auch nur ein Bezirksfeldwebel 
bleibend ſtationirt ift, in den Militär⸗Zinstarif. 
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Nr. 36. Ausgeg. am 31. December. Circularverordnuung vom 
5. December 1885, Nr. 19.104.4193 II b. Feſtſtellung der Vergütung für die 
Militär⸗Durchzugsverpflegung im Jahre 1886. 

Nr. 37. Ausgeg. am 31. December. — — — 

Nr. 38. Ausgeg. am 31. December. — — — 


Verordnungsblatt des k. k. Juſtizminiſteriums. 


XIII. Stück. Ausgeg. am 9. Juli. — 45. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 15. Juni 18-5, 3. 8649, betreffend das Einvernehmen der 
Gerichte mit den Militärbehörden zum Zwecke der Strafvollſtreckung gegen Militär⸗ 
perſonen. — 46. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 20. Juni 1885, 
B. 10.662, betreffend die genaue Beobachtung der Beſtimmungen über die Muf- 
und Abgabe der amtlichen Correſpondenzen bei den k. k. Poſtämtern. — 
47. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 1. Juli 1885, Z. 11.839, 
betreffend die Legaliſirungstaxe für Großbritannien. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 7. Auguft. — 48. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 18. Juli 1885, Z. 3.069, betreffend die Mittheilung der 
Erkenntniſſe über die Zuläſſigkeit der Anhaltung in Zwangsarbeits⸗(Beſſerungs⸗) 
Auſtalten. 49. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 24. Juli 1885, 
B. 13.383, betreffend die Legaliſirungstaxe für Italien. — 50. Verordnung des 
Juſtizminiſteriums vom 28. Juli 1885, Z. 12.890, betreffend die Nachforſchung 
nach dem Todfalle des franzöſiſchen Capitains Arnold Leon de Rasquinet. — 
51. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 30. Juli 1885, Z. 13.703, betreffend 
den Wechſel in der Perſon des Regierungscommiſſärs und ſeines Stellvertreters 
bei der im Concurſe befindlichen böhmiſchen Bodeneredit-Geſellſchaft in Prag. 
— 52. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 4. Auguſt 1885, Z. 14.190, 
betreffend die Vorlage der Nachweiſungen zum Zwecke der Ermittlung der Ziffer 
des Strafvollzugs⸗Koſtenerſatzes für das nächſte Triennium. 

XV. Stück. Ausgeg. am 20. Auguſt. 53. Verorduung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 29. Juli 1885, 8. 12.930, betreffend die Hereinbringung 
nachträglich aufgelaufener Executionskoſten bei Urtheilen, welche von öſterreichiſchen 
Gerichten gefällt wurden und in Serbien zu vollſtrecken ſind. — 54. Verordnung 
des Juſtizminiſteriums vom 4. Auguſt 1885, Z. 14.036, betreffend die Art der 
Einſtellung der gerichtlich hinterlegten Urkunden, welche weder öffentliche Obli- 
gationen, noch Privatſchuldurkunden find, in die Depoſitenjournale. - 55. Ver⸗ 
ordnung des Juſtizminiſteriums vom 6. Auguſt 1885, Z. 14.329, betreffend die 
Portofreiheit der dienſtlichen Correſpondenz mit den k. und k. Conſularämtern 
in Bulgarien. — 56. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 8. Auguſt 1885, 
B. 14.324, wodurch der Wortlaut des § 29 der deutſchen Civilproceßordnung 
bekanntgegeben wird. 57. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 10. Auguſt 
1885, Z. 14.330, betreffend die Urlaubsverlängerung für diejenigen im Ver⸗ 
waltungsdienſte Bosniens und der Hercegovina proviſoriſch angeſtellten Juſtiz⸗ 
beamten und Bedienſteten, deren Urlaub im II. Semeſter 1885 abläuft. 
58. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 14. Auguft 1885, 3. 10.398, 
betreffend die ausnahmsweiſe Verrechnung der Koſten für die in Militär-Gefangen⸗ 
häuſern angehaltenen Perſonen des Landwehrſtandes im Jahre 1885. — 59. Ver⸗ 
ordnung des Juſtizminiſteriums vom 19. Auguſt 1885, B. 15.224, betreffend 
die Herausgabe des Hof- und Staatshandbuches für das Jahr 1886. 

XVI. Stück. Ausgeg. am 9. September. — — — 

XVII. Stück. Ausgeg. am 22. September. — — — 

XVIII. Stück. Ausgeg. am 7. October. — 60. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 26. September 1885, Z. 17.106, womit die Vorlage eines 
ſtatiſtiſchen Jahresausweiſes über die für das Richteramt, die Advocatur und das 
Notariat abgelegten Prüfungen angeordnet wird. — 61. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 23. September 1885, Z. 16.726, betreffend die Verlegung des 
Antsſitzes der Notariatskammer Böhmiſch⸗Leipa⸗Reichenberg. — 62. Verordnung 
des Juſtizminiſteriums vom 23. September 1885, Z. 16.977, betreffend die 
Berechnung des Endes einer wegen Verbrechen verhängten Freiheitsſtrafe und 
Einſtellung desſelben in Rubrik 7 der Auskunftstabelle. 


XIX. Stück. Ausgeg. am 22. October. — 63. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 29. September 1885, 3. 17.244, betreffend die Semeſtral⸗ 
ausweiſe über deu Gang und die Ergebniſſe des aus Anlaß der Grundbuchs⸗ 
anlegung eingeleiteten Richtigſtellungsverfahrens. 64. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 26. September 885, 2. 16.232, wodurch ein Verzeichniß der 
Gerichte im Königreiche Italien bekanntgegeben wird. — 65. Verordnung des 
Juſtizminiſteriums vom 4. October 1885, Z. 16.315, betreffend eine Abänderung 
des im § 47 der Inſtruction über die Behandlung des cumnlativen Waiſen⸗ 
vermögens vom 24. Juni 1859, R. G. Bl. Nr. 123, vorgeſchriebenen For- 
mulars Nr. 14 für den Ausweis des Activftandes an Öffentlichen Obligationen. 


— 66. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 6. October 1885, Z. 16.074, 
betreffend die Verſtändigung der den Gemeinden übergeordneten autonomen Or⸗ 
gane von jeder gegen eine Gemeinde eingebrachten Klage. — 67. Verordnung 
des Juſtizminiſteriums vom 12. October 1885, Z. 12.283, betreffend die Aende⸗ 
rung der Einlieferungsvorſchriften für die Männer-Strafanftalten in Nieder- und 
Oberöſterreich, Böhmen, Mähren und Carlau bei Graz. 68. Verordnung des 
Juſtizminiſteriums vom 12. October 1885, Z. 17.819, wodurch ein Verzeichniß 
derjenigen ausläudiſchen Orden, welche nach dem Tode des Beſitzers nicht zurück— 
zuſtellen find, bekanntgemacht und der Vorgang beſtimmt wird, welcher bei der 
Uebernahme und Rückſtellun; der ſonſtigen ausländischen Orden Verſtorbener ein- 
zuhalten ifte 69. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 12. October 1885, 
Z. 18.582, wonach die Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen nach den 
Geſetzen vom 24. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 89, und vom 27. Mai 1885, 
R. G. Bl. Nr. 134, in den ſtatiſtiſchen Ausweiſen der Staatsanwaltſchaft 
abgeſondert erſichtlich zu machen ſind und die abgeſonderte Nachweiſung der 
Uebertretungen nach dem Geſetze vom 10. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 108, 
aufgelaſſen wird. 


XX. Stück. Ausgeg am 6. November. — 70. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 23. October 1885, 3. 17.157, betreffend die Syſtemiſirung 
einer Notarſtelle in Biecz und einer zweiten Notarſtelle in Wadowice. 
71. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 27. October 1885, 3 18.925, 
betreffend die Sprache des Verkehres der dalmatiniſchen mit den bosniſch-hercego⸗ 
viniſchen Gerichtsbehörden. — 72. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 
28. October 1885, Z. 18.522, betreffend die Zuſtellung von Grundbuchsbeſcheiden. 

73. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 30. October 1885, 3. 18.858, 
betreffend die Eiuſtellung und den Fortbezug der Verſorgungsgenüſſe der auf 
Staatskoſten als Einjährig-Freiwillige im Heere dienenden Staatsdienerswaiſen. 


XXI. Stück. Ausgeg. am 21. November. — 74. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 4. November 1885, Z. 19.729, betreffend die Correſpondenz 
mit fremden diplomatiſchen Miſſionen. — 75. Verordnung des Juſtizmini— 
ſteriums vom 12. November 1885, 3. 19.922, betreffend die Behandlung des 
Fruchtnießungsrechtes bei der Grundbuchsanlegung in Dalmatien. 76. Ver⸗ 
ordnung des Juſtizminiſteriums vom 15. November 1885, Z. 21.160 ex 1884, 
betreffend die Sammlung ſtatiſtiſcher Daten über die Scheidung, Trennung und 
Ungiltigerklärung der Ehen. — 77. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 
18. November 1585, 3. 17.308, betreffend die Reihung der Auscultanten in dem 
über dieſelben zu führenden Verzeichniſſe. 

XXII. Stück. Ausgeg, am 28. November. 78. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 18. November 1885, Z. 21.033, womit die Bezirksgerichte 
(mit Einſchluß der ſtädtiſch⸗delegirten) angewieſen werden, ihre Hauptgeſchäfts⸗ 
ausweiſe in bürgerlichen Rechtsangelegenheiten im Wege des Gerichtshofes erſter 
Inſtanz dem Oberlandesgerichte vorzulegen, und angeordnet wird, daß die Jahres— 
ausweiſe über die Ergebniſſe des Bagatell- und Mahnverfahrens nicht abgeſondert 
vorzulegen, ſondern dem Hauptgeſchäftsausweiſe in bürgerlichen Rechtsangelegen— 
heiten anzuſchließen ſind. 

XXIII. Stück. Ausgeg. am 11. December. — 79. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 1. December 1885, B. 21888, zur Durchführung des 
Geſetzes vom 10. September 1885, R. G. Bl. Nr. 136, betreffend die Dauer 
und Anrechenbarkeit der Gerichtspraxis und die Disciplinarbehandlung der 
Rechtsprakticanten. — 80. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 6. December 
1885, Z. 21.078, betreffend die vertragsmäßigen Verzugszinſen von den ſeit mehr 
als acht Tagen rückſtändigen Zinſen der Activcapitalien der cumulativen Waiſen⸗ 
caſſen. 

XXIV. Stück. Ausgeg. am 23. December. — 81. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 3. December 1885, 3. 8346, betreffend die Nachweiſung der 
Proceſſe in den Hauptgeſchäftsausweiſen der Gerichte I. und II. Inſtanz und in 
den beſonderen Ausweiſen über rückſtändige Proceſſe. — 82. Verordnung des 
Juſtizminiſteriums vom 10. December 1885, B. 22.224, betreffend die den 
activen k. k. Staats⸗ (und Hof) Bedienſteten auf den Linien der öſterreichiſchen 
Staatsbahnen zugeſicherten Fahr- und Frachtbegünſtigungen. — 83 Verordnung 
des Juſtizminiſteriums vom 14. December 1885, B. 21.411, betreffend die nach 
den 88 172, 251 und 273 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches öffentlich 
bekannt zu machenden gerichtlichen Ausſprüche. 84. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 15. December 1885, Z. 22.453, betreffend die Umwechslung 
der Staatsnoten à 5 fl. ö. W. mit dem Datum 7. Juli 1866. — 85. Ver⸗ 
ordnung des Juſtizminiſteriums vom 19. December 1885, Z. 22.768, betreffend 
die Nachweiſung der Urtheile im Verfahren in Wechſelſachen in den Haupt⸗ 
geſchäftsausweiſen der Gerichtshöfe I. Inſtauz. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben geſtattet, daß dem Oberfinanzrathe des Trieſter 
Hauptzollamtes Andreas Stark anläßlich ſeiner Verſetzung in den dauernden 
Ruheſtand für feine vieljährige, treue und aufopfernde Dienſtleiſtung die Aller⸗ 
höchſte Anerkennung ausgeſprochen werde. 

Seine Majeſtät haben die bei dem Hauptzollamte in Trieſt erledigte Stelle 
eines Oberfinanzrathes dem mit dem Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes 
bekleideten Finanzrathe der Trieſter Finanzdirection Ludwig Ritter Rainer von 
Lin denpichl verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem als proviſoriſcher Bezirksvorſteher im gemein- 
ſamen Miniſterium in Verwendung ſtehenden Bezirkscommiſſär Johann Freiherrn 
von Salis⸗Soglio anläßlich ſeiner Enthebung von dem bosniſchen Dienſte 
das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem beim k. und k. Generalconſulate in Warſchau 
in Verwendung ſtehenden Viceconſul Emerich Pietſchka das Ritterkreuz des 
Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämterdirector kaiſerl. Rathe Franz Kut⸗ 
ſchera anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Regierungs⸗ 
rathes taxfrei verliehen 

Seine Majeſtät haben dem beim k. und k. Conſulate in Conſtantinopel 
verwendeten Official Joſeph Loymer das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone, 
ſowie dem ebendaſelbſt angeſtellten Kanzliſten Franz Prochaska das goldene 
Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Stationschef der priv. Südbahngeſellſchaft 
Ottokar Bespalec in Felixdorf das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Forſtmeiſter bei der Direction der Güter des 
Bukowinaer griechiſch⸗orientaliſchen Religionsfonds in Czernowitz Julius Krutter 
in Anerkennung ſeiner vorzüglichen und erſprießlichen Dienſtleiſtung den Titel 
und Charakter eines Oberforſtmeiſters verliohen. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Ludwig Stampfl zum 
Steuer⸗Oberiuſpector der ſteiermärkiſchen Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den geweſenen Waldſchätzungsinſpector ſür 
Bosnien und die Herzegowina Franz Schopf zum Forſtinſpectionsadjuncten der 
politiſchen Verwaltungsbehörde ernannt. 


Erledigungen. 
Kanzliſtenſtells beim k. k. Miniſterium für Landesvertheidigung in der 
eilften Rangsclaſſe, bis 20. September (Amtsbl. Nr. 195.) l 
Zwei Statthalterei-Secretärsſtellen im Status der politischen Beamten in 
Böhmen, bis 8. September. (Amtsbl. Nr. 197.) 
Zollamts. Officialsſtelle beim k. k Hauptzollamte in Wien in der 


zehnten, 


eventuell eine Zollamts-Aſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe gegen Caution, 
bis Ende September. (Amtsbl. Nr. 198.) 

Kanzlei⸗Officialsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe für den directen Stener- 
dienſt bei den Bezirkshauptmannſchaften in Niederöſterreich, eventuell eine Kanz⸗ 


der Manz'schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts- Buchhandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Unser 
Handbuch 
m für deu 
politischen Verwaltungsdienst 
in den im 


Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern 
mit besonderer Berücksichtigung der diesen Ländern gemeinsamen 
Gesetze und Verordnungen 
von 
Ernst Mayrhofer, 

k. k. Ministerialrath. 

3 Bände gr. 8. Vierte, vermehrte und verbesserte Auflage. 
Preis: 21 fl., gebunden in 4 eleganten Halbfranzbänden Preis: 24 fl. 
halten wir zur geneigten Bestellung der Herren P, T. Verwaltungs- 

beamten bestens empfohlen. 

Auf Wunsch bewilligen wir gern den Ausgleich des Kaufpreises 
in monatlichen Raten nach Uebereinkommen. 
{T — — — ̃ K—— 

J Hieu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 15 der Erkenntniſſe 1886. 

Mit einer Beilage der Manz'ſchen k. k. Hof⸗Verlags⸗ 
und Univerſitäts-Buchhandlung, I., Kohlmarkt 7. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


